EN. 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 26. —— 


(Nr. 8150.) Geſetz, betreffend die den Gerichtsbeamten bei den Kollegialgerichten im Bezirk 
f des Appellationsgerichtshofes zu Cöln für Reiſen in Civilprozeſſen zu⸗ 
ſtehenden Reiſekoſten und Tagegelder. Vom 17. Juni 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 
den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, was folgt: 


. 

Wenn in einer bei einem Landgerichte oder dem Appellationsgerichts⸗ 
hofe anhängigen Civilprozeßſache eine Ortsbeſichtigung, eine Zeugenvernehmung 
oder die Vernehmung einer Partei durch ein Mitglied des Gerichts an einem 
Orte vorgenommen werden muß, deſſen Entfernung von dem Sitze des Gerichts 
mehr als eine Fünftelmeile beträgt, ſo ſtehen den Gerichtsbeamten Reiſekoſten 
und Tagegelder nach folgenden Sätzen zu. 


$. 2. 
An Reiſekoſten, einſchließlich der Koſten der Gepäckbeförderung, erhalten: 
J. Bei Reiſen, welche auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen gemacht werden 


können: 
der Richter für die Meile 10 Sgr. 
und 1 Thlr. für jeden Zu- und Abgang, 
der Sekretair für die Meileůe jj jj 72 


II. Bei Reiſen, welche nicht auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen gemacht 
werden können: f 
der Richter 1 Thlr., der Sekretair 15 Sgr. für die Meile. 


Die Reiſekoſten werden für die Hin- und Rückreiſe beſonders berechnet. 


Eine angefangene Fünftelmeile wird für eine volle Fünftelmeile gerechnet. 
Jahrgang 1873. (Nr. 8150 55 Bei 


Ausgegeben zu Berlin den 16. Juli 1873. 
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Bei Reiſen von mehr als einer Fünftelmeile, aber weniger als einer gan⸗ 
zen Meile, kommt eine volle Meile für die Hinreiſe und ebenſo für die Rückreiſe 
zum Anſatz. 


$. 3. 
An Tagegeldern erhalten: 
der Richter für jeden Tag 4 Thlr., 
der Sekretair für jeden Tag...... 2 
$. 4. 


Werden auf derſelben Reiſe mehrere Geſchäfte in verſchiedenen Prozeß⸗ 
ſachen ausgeführt, ſo ſind die Reiſekoſten und Tagegelder nur einmal zu be⸗ 
rechnen und auf die verſchiedenen Geſchäfte nach billigem Ermeſſen, jedoch mit 
der Maßgabe zu vertheilen, daß die Koſten für das einzelne Geſchäft nicht mehr 
betragen dürfen, als wenn es allein vorgenommen wäre. 

Bei einer Reiſe nach mehreren Orten iſt der von Ort zu Ort wirklich 
zurückgelegte Weg ungetheilt der Berechnung zu Grunde zu legen. 


F. 5. 


Die Reiſekoſten und Tagegelder der Gerichtsbeamten müſſen von dem 
Anwalt der betreibenden Partei im Voraus auf dem Sekretariate hinterlegt werden. 


$ 6. 


Die Beſtimmungen der vorſtehenden Paragraphen kommen auch bezüglich 
der Vernehmung eines Interdiktionsbeklagten zur Anwendung, ſofern das Ver⸗ 
fahren von einer Privatpartei betrieben wird. Der Beamte der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft erhält dabei Reiſekoſten und Tagegelder nach gleichen Sätzen wie der 

ichter. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 17. Juni 1873. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 
v. Kameke. Achenbach. 


(Nr. 8151.) 
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(Nr. 8151.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen, Sachſen-Weimar, Sachſen⸗Meiningen, 
Sachſen⸗Altenburg, Schwarzburg⸗Rudolſtadt und Reuß jüngere Linie wegen 
Herſtellung einer Eiſenbahn von Erfurt über Saalfeld, Schleiz, Schönberg 
nach Weiſchliz nebſt Zweigbahnen. Vom 26. Januar 1873, 


Nag Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, Seine 
Majeſtät der König von Sachſen, Seine Königliche Hoheit u. ee von 
Sachſen⸗Weimar, Seine Hoheit der derog von Sachſen⸗Meiningen, Seine 
Bu der Herzog von Sachſen⸗Alten 0 „Seine Durchlaucht der Fürſt zu 
chwarzburg⸗Rudolſtadt und Seine Durchlaucht der Fürſt Reuß jüngere Linie, 
beſchloſſen haben, eine Eiſenbahn von Erfurt über Saalfeld, Schleiz, Scher 
nach Weiſchlitz nebſt Zweigbahnen von Hettſtedt nach Stadt Ilm und von 
Schwarza nach Königſee mit eventueller Fortſetzung nach Ilmenau ins Leben 
zu rufen, find zum Zwecke einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevoll⸗ 
mächtigten ernannt: 
von Seiten Seiner Majeſtät des Deutſchen Kaiſers, Königs 
von Preußen: 
Allerhöchſtihr Miniſterialdirektor der Eiſenbahnverwaltung 
Theodor Weishaupt, 
Allerhöchſtihr Geheimer Legationsrath Wilhelm Jordan; 
von Seiten Seiner Majeſtät des Königs von Sachſen: 
Allerhöchſtihr außerordentlicher Geſandter und bevollmächtigter 
Miniſter Geheimerath Hans v. Könneritz; 
von Seiten Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von 
Sachſen⸗Weimar: 
Allerhöchſtihr Geheimer Staatsrath Freiherr Rudolph v. Groß; 
von Seiten Seiner Hoheit des Herzogs von Sachſen-Mei— 
ningen: 
Höchſtihr Geheimer Staatsrath Albrecht Gifeke;) 
von Seiten Seiner Hoheit des Herzogs von Sachſen-Altenburg— 
der Königlich Preußiſche Miniſterialdirektor der Eif enbahnverwaltung 
Theodor Weis haupt, 
der Königlich Preußiſche Geheime Legationsrath Wilhelm Jordan; 
von Seiten Sr. Durchlaucht des Fürſten zu Sch . 
Rudolſtadt: e PnaTaPurg 
Höchſtihr Regierungsrath Ferdinand Hauthal; 
von Seiten Sr. Durchlaucht des Fürſten Reuß jüngerer Linie: 
Höchſtihr Staatsmininiſter Adolph v. Harbou; 
welche nach geſchehener Mittheilung und gegenſeitiger Anerkennung ihrer Voll: 
machten unter dem Vorbehalte der Ratifikation nachſtehend . 
e een haben. hſtehenden Vertrag . 
(Nr. 8151.) 55* Art. 


a 


Artikel J. 

Die Königlich Preutiſche, die Königlich Sächſiſche, die Großherzoglich 
Sächſiſche, die Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche, die Herzoglich Sachſen⸗ Alten. 
burgiſche, die Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtſche und die Fürſtlich Reußiſche 
Regierung verpflichten Sich, innerhalb Ihrer Staatsgebiete die Anlage einer 
Eiſenbahn zuzulaſſen und zu fördern, welche, von Erfurt ausgehend, wofelbft ſie 
Anſchluß an die Thüringiſche, die Erfurt⸗Nordhauſener und die Erfurt⸗Sanger⸗ 
hauſener Eiſenbahn zu nehmen hat, über Hayn, Kranichfeld bis in die Nähe 
von Klein⸗Hettſtedt, weiter über Remda, Teichröda, Rudolſtadt (mit Anſchluß 
daſelbſt an die Saalbahn), Schwarza, Saalfeld (mit Anſchluß daſelbſt an die 
Gera⸗Eichichter Eiſenbahn), Unter⸗Wellenborn, Ranis, Knau, Schleiz, Löſſau, 
Mühltruff (mit Anſchluß von dort an die Sächſiſch⸗Bayeriſche Eiſenbahn bei 
Mae nach Weiſchlitz mit Anſchluß daſelbſt an die (Sächſiſche) Voigt⸗ 
ländiſche Staatseiſenbahn führt, und die beiden Zweigbahnen Klein- Hettſtedt⸗ 
Stadt Ilm und Schwarza⸗Blankenburg-⸗Ober⸗Rottenbach⸗Königſee erhält. Bei 
den vorgenannten Orten ſollen an geeigneten horizontalen Stellen Stations- 
anlagen für den Perfonen- und Güterverkehr angelegt werden, und zwar: 


Bahnhöfe bei Erfurt, Rudolſtadt, Saalfeld, Schleiz, Mühltruff⸗ 
Schönberg und Weiſchlitz; 

Halteftellen erſter Klaſſe bei Kranichfeld, Klein ⸗Hettſtedt, Remda, 
Schwarza, Ranis, Stadt Ilm, Blankenburg und Königfee; Halteſtellen 
zweiter Klaſſe bei Hayn, Teichröda, Unter⸗Wellenborn, Knau, Löſſau 
und Ober ⸗Rottenbach. 


Artikel II. 

Der ſpeziellen Bearbeitung der Linie ſollen im Allgemeinen die von der 
Geſellſchaft für Eifenbahn » Unternehmen, Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, 
F. Pleßner & Comp. in Berlin, angefertigten und eingereichten generellen Vor⸗ 
arbeiten, jedoch unter thunlichſter Beſeitigung der für Saalfeld projektirten Kopf⸗ 
ſtation, zu Grunde gelegt werden. Im Beſonderen wird verabredet: 

1) daß das Längengefälle der Bahn in der Hauptbahn Erfurt⸗Weiſchlitz 
nirgends ſtärker als im Verhältniß von 1 zu 72, in den Zweigbahnen 
nirgends ſtärker als 1 zu 60 fein ſoll; 

2) daß die geringſte Länge der Krümmungshalbmeſſer für die Kurven der 
Geleisverbindungen auf den Bahnhöfen nicht weniger als 200 Meter, 
für die Kurven der Linie ſelbſt nicht weniger als 300 Meter betragen 
ſoll und daß die Bahnhöfe und Halteſtellen, ſoweit irgend thunlich, in 
ihrer ganzen Längenausdehnung in geraden Linien liegen follen; 

3) daß die Spurweite der Bahngeleiſe 1/8 Meter im Lichten der Schienen 
betragen foll; 

4) daß das Terrain von vornherein für ein doppelgeleiſiges Planum er- 
worben wird; 

5) daß die Bahn in den Brücken über der Bahn und in den größeren 
Bauwerken im Bahnkörper ſelbſt einſchließlich etwaiger Tunnel Fe 

ür 
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für ein doppelgeleiſiges Planum, im Uebrigen ſowohl im Unterbau als 
auch im Oberbau vorläufig nur eingeleiſig hergeſtellt wird; 

6) daß die Anlage des zweiten Geleiſes ſtattzufinden hat, ſobald nach dem 
Ermeſſen der betheiligten Regierungen, welche Sich dieſerhalb verſtändigen 
werden, das Verkehrsbedürfniß oder die Sicherheit des Betriebes ſolches 
erfordert, und daß hiermit auf der Hauptbahn auf denjenigen Strecken 
begonnen wird, welche ein Längengefälle von mehr als 1 zu 100 haben; 

7) daß die Breite des Bahnkörpers und die Zahl der Geleiſe für die Bahn⸗ 
höfe und Halteſtellen der Feſtſtellung der Spezialprojekte vorbehalten bleibt ; 

8) daß im Uebrigen der Bau und das geſammte Betriebsmaterial unter 
Beachtung der von dem Verein der Deutſchen Eiſenbahnverwaltungen 
für die Geſtaltung des Eiſenbahnweſens angenommenen Grund üge, 
Sicherheitsanordnungen und einheitlichen Vorſchriften derartig eingerichtet 
werden ſollen, daß die Transportmittel nach allen Richtungen hin auf 
die angrenzenden Bahnen ungehindert übergehen können. 

Artikel III. 

Die im Artikel II. bezeichnete Kommanditgeſellſchaft auf Aktien F. Pleßner 
& Comp. in Berlin hat ſich für eine von ihr 1 bildende Eiſenbahngeſellſchaft 
um die Konzeſſion der in Rede ſtehenden Eiſenbahn nebſt Zweigbahnen bewor⸗ 
ben. Die kontrahirenden Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß dieſer 
Eiſenbahngeſellſchaft die nachgeſuchte Konzeſſion auf Grundlage dieſes Vertrages, 
im Uebrigen unter den aus der Anlage des gegenwärtigen Vertrages erſicht⸗ 
lichen Bedingungen innerhalb einer Friſt von drei Monaten nach allſeitiger 
Ratifikation dieſes Vertrages ertheilt werde, ſofern es ihr gelingt, die Zeichnung 
des zu / in Stammaktien und / in Stamm + Prioritätsaftien zu emittirenden 
Anlagekapitals von 123 Millionen Thaler nebſt der Eintragun in das Handels⸗ 
regiſter nachzuweiſen, beziehungsweiſe nachdem von ihr eine Kaution von fünf 
Prozent des Anlagekapitals bei der Königlich Preußiſchen General⸗Staatskaſſe 
deponirt fein wird. 

Sollten dieſe Vorbedingungen binnen ſechs Monaten nach Abſchluß dieſes 
Vertrages von der Geſellſchaft nicht erfüllt fein, fo werden ſich die kontrahiren⸗ 
den Regierungen über die Wahl einer anderen Geſellſchaft verſtändigen. 

N Artikel IV. 


Die Königlich Preußiſche e verpflichtet Sich, die im Artikel III. 
gedachte Kaution nicht ohne Zuftimmung der übrigen kontrahirenden Regierungen 
an die Geſellſchaft ganz oder theilweiſe zurückzuzahlen. 
Sollte die Kaution verwirkt werden, ſo fällt ſie den einzelnen Regierungen 
nach Verhältniß der Länge der in Ihren Gebieten gelegenen Bahnſtrecken zu. 
Artikel V. f 
Die kontrahirenden Regierungen find darin einverſtanden, daß die zu kon⸗ 
eſſionirende Eiſenbahngeſellſchaft ihr Domizil und den Sitz ihrer Varl in 
Preußen und zwar in Erfurt zu nehmen hat, und daß das allgemeine geſetzliche 
Auſſichtsrecht über die Geſellſchaft und ihr Unternehmen von der Königlich 
Preußiſchen Regierung ausgeübt wird. 
(Nr. 8151.) . Der 
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Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt auch die techniſche Reviſion 
und Feſtſtellung des geſammten Bauprojekts, einſchließlich der ſpeziellen Bau⸗ 
entwürfe — Dieſelbe wird hierbei jedoch etwaige beſondere Wünſche 
der übrigen Regierungen entgegenkommender Erwägung unterziehen. Dagegen 
ſoll die MER e Feſtſetzung der Wegeübergänge, Brücken, Durchläſſe, 
Flußkorrektionen, Vorfluthsanlagen und Parallelwege nebſt der Prüfung der 
Bahnhofsanlagen jeder ee innerhalb Ihres Gebietes zuſtehen. Die Her⸗ 
ſtellung neuer Zufuhrwege nach den Stationen ſoll der Geſellſchaft nicht auf- 
erlegt werden. 

Artikel VI. 


Der Erwerb der zur Anlage der Bahn erforderlichen Grundſtücke geſchieht, 
inſofern eine gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen iſt, 
in jedem der Gebiete nach den 5 des dort geltenden beziehungsweiſe 
zu erlaſſenden Expropriationsgeſetzes. Jede der Hohen Regierungen wird für Ihr 
Gebiet der Geſellſchaft das Expropriationsrecht rechtzeitig ertheilen. 


Artikel VII. a 

Der Bau der Bahn ſoll ſolide und dauerhaft ausgeführt werden, damit 
Gefahren und en des Betriebes nicht zu beſorgen ſind und Perſonen, 
Güter, ſowie ſonſtige Gegenſtände, welche auf Eiſen bahnen befördert zu werden 
geeignet ſind, ohne Nachtheil transportirt werden können. 

In Anſehung der auf der Bahn anzuwendenden gahrzeuge einſchließlich 
der Dampfwagen übernimmt es die Königlich Preußiſche Regierung, die erforder⸗ 
liche Prüfung eintreten zu laſſen, und die übrigen Regierungen wollen dieſe 
Betriebsmittel, wenn die Königlich Preußiſche Regierung ſie für genügend erklärt 
und die betreffende beſtimmungsmäßige Beſcheinigung darüber ausgeſtellt hat, in 
Ihren Gebieten zulaſſen. 

Artikel VIII. 


Der Eigenthümer der Bahn hat wegen aller Entſchädigungsanſprüche, 
welche aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes in einem der von 
der Bahn durchſchnittenen Staatsgebiete entſtehen oder gegen ihn geltend gemacht 
werden möchten, der dortigen Gerichtsbarkeit und inſoweit nicht Reichsgeſetze 
Platz greifen, den ſonſt in dieſem Gebiete geltenden Geſetzen ſich zu unterwerfen. 

Den kontrahirenden Regierungen bleibt vorbehalten, den Vertehr zwiſchen 
Ihnen und der Geſellſchaft, ſowie die Handhabung der Ihnen über die betreffen⸗ 
den Bahnſtrecken zuſtehenden Hoheits- und Aufſichtsrechte, eine jede für Ihr 
Gebiet, einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu übertragen. 

Dieſe Behörden reſp. Kommiſſarien haben die Beziehungen Ihrer Regie⸗ 
rungen zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum 
dire 1. ee der kompetenten Verwaltungs- oder Gerichtsbehörden ge— 
eignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, 
welche a von dieſen Behörden oder Kommiſſarien reſſortiren, an dieſelben 
zu wenden. b 

Bei Fragen, in welchen eine Betheiligung ſämmtlicher kontrahirenden Re⸗ 
gierungen vorliegt oder deren Zuſtimmung erforderlich iſt, ſteht die formelle . 

| | ſchäft 
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ſchäftliche Leitung der Königlich Preußiſchen Behörde reſp. dem Königlich 
Preußiſchen Kommiſſarius zu. 
Artikel IX. 


Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ſtationirten Bahn. Polizeibeamten 
ſind auf Präſentation der Bahnverwaltung bei der kompetenten Behörde des be- 
treffenden Staates in Pflicht zu nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete eines anderen bethei- 
ligten Staates angeſtelt werden, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande 
ihres Heimathslandes nicht aus. 

Die Geſellſchaftsbeamten ſind ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung 
rückſichtlich der Disziplin der kompetenten Aufſichtsbehörde, im Uebrigen aber 
den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem fie ihren Wohnſiß haben, 
unterworfen. 

Die erg bat bei weg ſolcher Bahnbeamten der unteren 
Kategorien, welche innerhalb des betreffenden Staatsgebietes ihren feſten Wohnſitz 
haben, Angehörige des eg ebietes bei gehöriger Befähigung auf ihre 
Bewerbung vorzugsweiſe zu beruͤckſichtigen. 

Artikel X. 

Die Feſtſtellung des Tarifs und Fahrplans erfolgt für das ganze Bahn⸗ 
gebiet durch die Königlich Preußiſche Regierung unter thynmlichſer Beräcſcht. 
gung der Wünſche der übrigen betheiligten Regierungen, ſowie unter gleich- 
mäßiger Berückſichtigung der Unterthanen der übrigen betheiligten Staaten hin⸗ 
ſichtlich der Beförderungspreiſe. Es ſollen übrigens in beiden Richtungen täg- 
lich auf der Hauptbahn mindeſtens drei, auf den beiden 1 mindeſtens 
wei Züge mit I HA außer den für den Güterdienft 2 
Bügen eingerichtet werden, und ſoll hiervon mindeſtens Ein Zug auf der Haupt⸗ 
bahn und den Zweigbahnen die vierte Wagenklaſſe führen. 

Was den Fahrplan für die Lokalzüge betrifft, ſo ſoll bei Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten die Feſtſtellung durch die Majorität der betheiligten Regierungen 


erfolgen. 
N Artikel XI. 

In Bezug auf die Beſchädigung der Bahn in Kriegsfällen ſollen die Be. 
ſtimmungen des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838. auch für 
die übrigen Staatsgebiete Geltung haben. 

Artikel XII. 

Die Geſellſchaft ſoll eine jährliche Abgabe entrichten, welche der im Könia— 
reich Preußen zufolge der Geſetze vom 30. Mai 1853. und 21 Mai 1859 0 
wie der dazu noch etwa ergehenden abändernden und ergänzenden Beſtimmungen 
vom Reinertrage der Privateiſenbahnen zu erlegenden Abgabe entſpricht. Die 
Königlich Preußiſche Regierung wird den Abgabenbetrag für die ganze Bahn 
feſtſtellen und nach Maßgabe der Längenausdehnung der in den betreffenden Ge⸗ 
bieten belegenen Strecken berechnen, auch den Repartitionsplan den übrigen be⸗ 
theiligten Regierungen mittheilen. Die Geſellſchaft hat demnächſt die bezuͤglichen 
Antheile an die betreffenden Einnahmeſtellen abzuführen. 

(Nr. 8151.) Einer 


Einer anderweiten ſtaatlichen Einkommenſteuer oder ſtaatlichen Gewerbe: 
ſteuer ſoll die in Rede ſtehende Eiſenbahn in keinem der betheiligten Staatsgebiete 
unterworfen werden. Auch ſoll eine Konzeſſionsſteuer von dem Unternehmen nicht 


erhoben werden. 
Artikel XIII. 


Die kontrahirenden Regierungen behalten Sich, eine Jede für Sich, das 
Recht vor, die in Ihren Gebieten belegenen Bahnſtrecken nach Maßgabe der Be- 
ſtimmungen des Königlich Preußiſchen Geſetzes vom 3. November 1838. anzu⸗ 
kaufen. Durch eine etwaige Erwerbung des Eigenthums an den in Rede ſtehen⸗ 
den Eiſenbahnen innerhalb des einen oder anderen Staatsgebietes Seitens der 
betreffenden Regierung ſoll jedoch die Gemeinſchaftlichkeit des Unternehmens nicht 
beeinträchtigt werden, vielmehr wegen Erhaltung eines ungeſtörten einheitlichen 
Betriebes unter Anwendung gleicher Tarifſätze und Tarifbeſtimmungen für die 
ganze Bahn zuvor eine den Verhältniſſen angepaßte Verſtändigung Platz greifen. 


Artikel XIV. 
Jede der kontrahirenden Regierungen ſoll befugt ſein, von dem gegenwär⸗ 
tigen Vertrage mittelſt einer allen mitkontrahirenden Regierungen zu notifiziven- 
den Erklärung zurückzutreten, ſobald die Ausführung der Bahn einſchließlich der 
Zweigbahnen nicht ſpäteſtens bis 1. Januar 1875. begonnen iſt. 
Artikel XV. 
Die Ratifikationen dieſes Vertrages ſollen binnen acht Wochen nach der 
Unterzeichnung in Berlin ausgewechſelt werden. 
Deſſen zu Urkund iſt gegenwärtiger Vertrag ſiebenfach ausgefertigt, von 
den Bevollmächtigten unterſchrieben und mit deren Inſiegel verſehen worden. 


So geſchehen und vollzogen Berlin, den 26. Januar 1873. 
Weishaupt. Jordan. v. Könneriß. 


(L. S.) (L. S.) (L. S.) 
v. Groß. Giſeke. Weishaupt. 
(L. 8.) (L. 8.) (L. S.) 
Jordan. Hauthal. v. Harbou. 
(L. S.) (L. S.) (L. S.) 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


Kon⸗ 
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b Anlage. 
Konzellions- Bedingungen. 


Die Geſellſchaft, welcher die Konzeſſion zum Bau und Betriebe einer Eiſenbahn 
von Erfurt über Saalfeld, a ah Schönberg nach Weiſchlitz nebſt Zweig⸗ 
bahnen von Hettſtedt nach Stadt Ilm und von Schwarza nach Königſee ertheilt 
wird, ſoll ſämmtlichen Beſtimmungen des zwiſchen den betheiligten Staatsregie⸗ 
rungen abgeſchloſſenen Vertrages vom 26. Januar 1873. und den nachſtehenden 
Bedingungen unterworfen ſein. 

1 


Die Vollendung und Inbetriebnahme der Bahn einſchließlich der Zweig⸗ 
bahnen muß längſtens innerhalb vier Jahren nach dem Tage der Konzeſſions⸗ 
Ertheilung für das Preußiſche Gebiet erfolgen. 


Für den Bau gelten insbeſondere folgende Beſtimmungen: 


1) Die Bahnlinie in ihrer vollſtändigen Durchführung durch alle Zwiſchen⸗ 
punkte wird von dem Königlich Preußiſchen Miniſter für Handel, Ge- 
werbe und öffentliche Arbeiten feſtgeſtellt, auch unterliegen ſämmtliche 
Bauprojekte und der Haupt⸗Koſtenanſchlag der Genehmigung des Letzteren. 

2) Die Geſellſchaft hat allen Anordnungen, welche wegen polizeilicher Be⸗ 
aufſichtigung der beim Bahnbau beſchäftigten Arbeiter getroffen werden 
mögen, nachzukommen und die aus dieſen Anordnungen etwa erwachſen⸗ 
den Ausgaben, insbeſondere auch die durch etwaige Anſtellung eines be⸗ 
ſonderen Polizei⸗Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten zu tragen. Auch 
ſoll ſie verpflichtet ſein, auf denjenigen Bahnhöfen, wo es von der Landes⸗ 
regierung für erforderlich erachtet wird, eine geeignete Lokalität zum Polizei⸗ 
büreau einzurichten, zu möbliren, in gutem Stand zu erhalten und für 
deren Beleuchtung, Heizung und Reinigung zu ſorgen. 

Ferner wird die Geſellſchaft den Anforderungen der zuſtändigen 
Behörden wegen RR des kirchlichen Bedürfniſſes der beim Bau 
beſchäftigten Beamten und rbeiter bereitwillig Folge leiſten und die da- 
durch etwa bedingten Koſten übernehmen, win} zu der in Gemäßheit des 
Preußiſchen Geſezes vom 21. Dezember 1846. für die Bauarbeiter ein⸗ 
zurichtenden Krankenkaſſe die nöthigen Zuſchüſſe leiſten. 

3) Der Königlich Preußiſchen Staatsregierung iſt vorbehalten, zur ſpeziell 
techniſchen Beaufſichtigung der Bauausführung n Bean fer 
niſchen Kommiſſarius zu beftellen, der, unbeſchadet des allgemeinen ge⸗ 
ſetzlichen Aufſichtsrechts und der daraus entſpringenden Befugniſſe der 
Staatsregierungen, die ſolide und ge Ausführung des 
Baues, wie ie Verwendung geeigneter Materialien und Betriebsmittel 
90 überwachen hat. Die Geſellſchaft iſt verbunden, den Anforderungen 
es Kommiſſarius unter Vorbehalt des an den Königlich Preußichen 
Miniſter für Handel Gewerbe und öffentliche Arbeiten binnen ehn⸗ 
tägiger präkluſiviſcher Feift einzulegenden Rekurſes unbedingt Folge zu leiſten. 
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Die durch dieſe ſpezielle Aufſicht erwachſenden Koſten hat die Geſell⸗ 
ſchaft nach der Beſtimmung des Königlich Preußiſchen Miniſters für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu erſtatten. 

4) Behufs Sicherſtellung der rechtzeitigen und ſoliden planmäßigen Ausfüh⸗ 
rung und Ausrüſtung der Bahn, ſowie aller übrigen bezüglich des Bahn- 
baues der Geſellſchaft obliegenden Verbindlichkeiten muß bei der Königlich 
Preußiſchen General⸗Staatskaſſe zu Berlin ein Betrag von 5 Prozent 
des auf 12,500,000 Thaler feſtgeſetzten Aktienkapitals in baar oder in 
Deutſchen Staats- oder von einem Deutſchen Staate garantirten Papieren, 
oder in Deutſchen Eiſenbahn-Prioritäts-Obligationen (unter Berechnung 
aller dieſer Effekten nach dem Kurswerthe) nebſt den noch nicht fälligen 
Zinskupons und den Talons hinterlegt und in gerichtlicher oder notarieller 
Verpfändungsurkunde erklärt werden, daß dieſe Kaution den betheilig- 
ten Staatsregierungen zur beliebigen Verwendung unwiderruflich verfällt, 
wenn die Geſellſchaft mit der Erfüllung der Verpflichtungen, welche 
durch die Kaution ſichergeſtellt werden ſollen, in Verzug kommt. 

Die Rückgabe der Zinskupons erfolgt an den Verfallterminen, 
kann jedoch vom Königlich Preußiſchen Handelsminiſterium inhibirt wer- 
den, wenn nach deſſen lediglich maßgebender Entſcheidung die Geſellſchaft 
fi einer Verzögerung des Baues ſchudig macht. 

Die Rückgabe der Kaution ſelbſt erfolgt, ſobald die Geſellſchaft 
ihren Verpflichtungen zur planmäßigen Ausführung und Ausrüſtung der 
Bahn überall genügt bat. 


5) Die Geſellſchaft ift zur nachträglichen Anlegung neuer Stationen und 
Halteſtellen an hierzu geeigneten horizontalen Stellen verpflichtet, wenn 
und ſoweit die betheiligten Staatsregierungen ſolches im Verkehrsintereſſe 
für erforderlich erachten. 

II 


Zur Sicherung der ſteten Inſtandhaltung der Bahn und ihrer Betriebs- 
mittel hat die Geſellſchaft mit der Eröffnung des Betriebes einen Erneuerungs⸗ 
und einen Reſervefonds zu bilden. Dem Erneuerungsfonds, aus welchem vor⸗ 
nehmlich die Koſten der Erneuerung der Lokomotiven nebſt Tendern und Wagen, 
beziehungsweiſe einzelner Hauptbeſtandtheile derſelben, als: Feuerkaſten, Keſſel, 
Cylinder, Siederöhren, Federn, Achſen, Räder, Radreifen, Bremſen, Waſſer⸗ 
behälter, Wagenkaſten und Koupes, ſowie die Erneuerung der Schienen, Schwellen, 
Weichen und der kleinen Eiſentheile des Oberbaues gedeckt werden ſollen, ſind die 
Einnahmen aus dem Verkaufe der entſprechenden alten Materialien, ein nach 
Anhörung der Direktion und des Aufſichtsrathes von dem Königlich Preußiſchen 
Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten feſtzuſetzender jährlicher 
Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, ſowie die Zinſen des Erneuerungsfonds 
ſelbſt zu überweiſen. 

Der Reſervefonds, der die Mittel zur Beſtreitung der durch außergewöhn⸗ 
liche Elementarereigniſſe und größere Unglücksfälle hervorgerufenen außerordent⸗ 
lichen Ausgaben gewähren, mit Genehmigung des bezeichneten Miniſters für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten auch zu den Koſten nachträglich für 

er⸗ 


— 379 — 


erforderlich oder zweckmäßig erachteter Ergänzungsbauten herangezogen werden 
foll, ift durch Zuweiſung des nach vollſtändigem Ausbau und vollſtändiger Aus⸗ 
rüſtung der Bahn verbleibenden Reſtes des Anlagekapitals und durch Ueber⸗ 
weiſung der nicht rechtzeitig erhobenen und zu Gunſten der Geſellſchaft verfallenen 
Zinſen und Dividenden des Anlagekapitals, der Zinſen des Reſervefonds ſelbſt, 
ſowie durch einen von dem Aufſichtsrathe der Geſellſchaft zu beſtimmenden, nicht 
unter einem Zehntel Prozent des Anlagekapitals betragenden jährlichen Zuſchuſſes 
aus den Betriebseinnahmen zu dotiren. Hat der Reſervefonds die Summe von 
150,000 Thalern (Einhundert funfzig Tauſend Thalern) erreicht, fo, braucht er 
nur auf dieſer Höhe erhalten zu werden. 

Die Anlegung der Beſtände des Erneuerungd und Reſervefonds hat in 
Deutſchen Staats- oder von einem Deutſchen Staate garantirten Papieren ftatt- 


ufinden. 
obe III. 


Die Genehmigung, nöthigenfalls die Abänderung des Fahrplans bleibt der 
Königlich Preußiſchen Staatsregierung vorbehalten, ebenſo die Genehmigung des 
Bahngeldtarifs und des Frachttarifs, ſowohl für den Güter⸗ als für den Per⸗ 
ſonenverkehr, ſowie der Abänderung der Tarife, inſoweit dieſelbe nicht dem freien 
Ermeſſen der Geſellſchaft überlaſſen wird. ER 

Die Geſellſchaft hat die Beförderung von Perſonen in vier Wagenklaſſen 
zu bewerkſtelligen und für den Transport auf größere Entfernungen von Kohlen 
und Koaks und eventuell der übrigen im Artikel 45. der Verfassung des Deut⸗ 
ſchen Reichs bezeichneten Gegenſtände den Einpfennigtarif einzuführen, ſoweit und 
ſobald dies regierungsſeitig verlangt wird. i 

Die Geſellſchaft übernimmt ferner die Verpflichtung, ſoweit der Königlich 
Preußiſche Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten es im Ver⸗ 
kehrsintereſſe für nöthig erachtet, jederzeit auf deſſen Verlangen mit anderen in⸗ 
und ausländiſchen a ere en für die Beförderung von Perſonen und 
Gütern einen durchgehenden Verkehr mittelſt direkter Expeditionen und Tarife zu 
errichten und hierbei insbeſondere auch in ein gegenſeitiges Durchgehen der Trans⸗ 
portmittel gegen die übliche, nöthigenfalls von dem bezeichneten Miniſter feſtzu⸗ 
ſetzende Vergütung zu willigen. Bezüglich dieſer direkten Tarife iſt die Geſell— 
ſchaft verpflichtet, auf Verlangen des bezeichneten Ministers auf ihrer in dieſem 
neu einzurichtenden durchgehenden Verkehre zu berührenden Strecke den niedrig⸗ 
ſten Tarif- Einheitsſatz pro Zentner und Meile zuzugeſtehen, welchen ſie auf dieſer 
Strecke für die gleichartigen Transportgegenſtände in ihrem Lokaltarife erhebt. 

Sollte ſie jedoch in einem anderen durchgehenden Verkehre für jene Strecke 
ihrer Bahn einen unter dem Lokaltarif⸗Einheitsſatz pro Zentner und Meile er⸗ 
mäßigten Satz pro Zentner und Meile beziehen, ſo muß ſie für jene Strecke 
dieſen ermäßigten Tarifſatz auch in dem neu zu errichtenden durchgehenden Ver⸗ 
kehre auf Verlangen des bezeichneten Miniſters zugeſtehen. 

Für durchgehende Gütertransporte wird die Erhebung einer Expeditions⸗ 
1 ausgeſchloſſen, wenn weder die urſprüngliche Verſandt⸗, noch die letzte 

dreßſtation an der in Rede ſtehenden Bahn liegt. 

Die vorbezeichnete Verpflichtung der Geſellſchaft zur Einrichtung eines 
direkten Verkehrs und zum Zugeſtändniſſe des vorbezeichneten Tarifſatzes wird 
(Nr, 8151.) 56* je 
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jedoch durch die Bereitwilligkeit der anderen betheiligten Eiſenbahnverwaltungen 
bedingt, in dieſem Verkehre ihren Tarif nach denſelben Grundſätzen zu normiren 
und ſomit für ihre in dem einzurichtenden durchgehenden Verkehre zu benutzende 
Strecke den niedrigſten Tarif⸗Einheitsſatz pro Heiter und Meile zuzugeſtehen, 
welchen ſie auf dieſer Strecke für gleichartige Transportgegenſtände in ihrem 
Lokalverkehr reſp. in einem anderen durchgehenden Verkehr erheben. 

Sollte die Geſellſchaft zum Zwecke der Einrichtung eines neuen direkten 
durchgehenden Verkehrs das gleiche Zugeſtändniß, wie es vorſtehend 0 iſt, 
von einer anderen Bahnverwaltung fordern, und die letztere, ohne von dem be⸗ 
zeichneten Miniſter für zulänglich erachtete Gründe ſich weigern, auf den von 
der Geſellſchaft vorgeſchlagenen direkten Verkehr überhaupt einzugehen, oder jenes 
Zugeſtändniß in Betreff des Tarifſatzes zu machen, ſo iſt die Geſellſchaft an das 
ihrerſeits auf Erfordern des bezeichneten Miniſters für einen direkten Verkehr, 
an welchem die ſich weigerlich haltende Bahnverwaltung mitbetheiligt iſt, ge— 
machte frühere Zugeſtändniß nicht mehr gebunden. 


IV. 


Die Beförderung von Truppen, Militaireffekten und ſonſtigen Armee⸗ 
bedürfniſſen hat nach denjenigen Normen und Sätzen ſtattzufinden, welche auf 
den Staatseiſenbahnen im Gebiete des früheren Norddeutſchen Bundes jeweilig 
Gültigkeit haben. Gendarmen ſind rückſichtlich der Beförderung den Militair⸗ 
perſonen gleichzuſtellen. 

V. 


Der Poſtverwaltung des Deutſchen Reichs gegenüber iſt die Geſellſchaft 
verpflichtet: 


1) ihren Betrieb, ſoweit die Natur deſſelben es geſtattet, in die nothwendige 
Uebereinſtimmung mit den Bedürfniſſen der Poſtwerwallung zu bringen, 


2) mit jedem fahrplanmäßigen Zuge auf Verlangen der Poſtverwaltung 
einen Poſtwagen und innerhalb deſſelben: 


a) Briefe, Zeitungen, Gelder, ungemünztes Gold und Silber, Juwelen 
und Pretioſen, ohne Unterſchied des Gewichts, ferner ſolche nicht 
in die Kategorie der obigen Sendungen gehörige Packete, welche 
einzeln das Gewicht von 20 Zollpfunden nicht überfchreiten‘ 


b) die zur Begleitung der Poſtſendungen, ſowie zur Verrichtung des 
Dienſtes aan erforderlichen Poſtbeamten, auch wenn dieſelben 
geſchäftslos zurückkehren, 

e) die Geräthſchaften und Utenſilien, deren die Beamten unterwegs 
bedürfen, 

unentgeltlich zu befördern. 
Statt beſonderer Poſtwagen können auf Grund desfallſiger Ver 
ſtändigung auch Poſtkoupés in Eiſenbahnwagen, gegen eine den on 
often 
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koſten für die Beſchaffung und Unterhaltung thunlichſt naheſtehende 


Miethe benutzt, es kann ferner bei ſolchen Zügen, in denen Poſtwagen 


oder Poſtkoupés nicht laufen, die unentgeltliche Mitnahme eines Poſt⸗ 
beamten mit der Briefpoſt, dem alsdann der erforderliche Sitzplatz ein⸗ 
zuräumen iſt, oder die unentgeltliche Beförderung von Brief- und Zei⸗ 
tungspacketen durch das Zugperſonal verlangt werden. 


3) Für ordinaire Packete über 20 Pfund, auch wenn dieſelben innerhalb 
des Poſtwagens oder Poſtkoupés befördert werden, erhält die Gefellfchaft 
die tarifmäßige Eilfracht, welche für das monatliche Geſammt ewicht der 
zwiſchen je zwei Stationen beförderten zahlungspflichtigen Packete be⸗ 
rechnet und auf Grund beſonderer Vereinbarung averſionirt wird. 


4) Wenn ein Poſtwagen oder das in deſſen Stelle zu benutzende Poſtkoupe 
(ad 2.) für den Bedarf der Poſt nicht ausreicht, ſo hat die Geſellſchaft 
entweder die Beförderung der nicht unterzubringenden Poſtſendungen in 
ihren Wagen zu vermitteln, oder der Post die erforderlichen Transport⸗ 
mittel leihweiſe herzugeben. Im erſteren Falle wird für ordinaire Packete 
über 20 Pfund eine weitere als die ad 3. vorgeſehene Vergütung nicht 
geleiftet. Im letzteren Falle zahlt die Poſtverwaltung außer der Fracht 
vergütung für die ordinairen Packete über 20 Pfund eine beſonders zu 
vereinbarende, nach Sätzen pro Koups und Meile und reſp. pro Achſe 
und Meile zu bemeſſende Hergabe- und Transportvergütung. 


5) Die Geſellſchaft übernimmt die Unterhaltung, Unterftellung, Reinigung, 
das Schmieren, Ein, und Ausrangiren ꝛc. der Eiſenbahn⸗Poſtwagen, 
ſowie den leihweiſen Erſatz derſelben in Beſchädigungsfällen, gegen Ver⸗ 

ütungen, welche nach den Selbſtkoſten bemeſſen werden und über deren 
We beſondere Vereinbarung getroffen wird. 


6) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die mit Poſtfreipäſſen verfehenen Perſonen 
unentgeltlich zu befördern, vorausgeſetzt, 5 dieſe nur einen Theil ihrer 
Reiſe auf der Eiſenbahn, einen anderen Theil aber mit gewöhnlichem 
Poſtfuhrwerk zurücklegen. ö 


VI. 


Der Telegraphenverwaltung des Deutſchen Reichs gegenüber hat die Ge⸗ 
ſellſchaft diejenigen Verpflichtungen zu übernehmen, welche für die Eiſenbahnen 
im Gebiete des ehemaligen Norddeutſchen Bundes feſtgeſtellt ſind oder ſpäter 
für dieſelben anderweit feſtgeſtellt werden mögen. 


VII. 


Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die von ihr anzuſtellenden Bahnwärter 
Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer K chalſcen Vor⸗ 
bildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civil⸗Anſtellungsberechtigung 
entlaſſenen Militairs, ſoweit diefelben das 35ſte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
haben, zu wählen. 5 
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Für ihre Beamten und Arbeiter hat ſie nach Ba der am 1. Januar 
1873. für die Königlich Preußiſchen Staatsbahnen beſtehenden Grundſätze Pen⸗ 
ſions⸗, Wittwen⸗ und Unterſtützungskaſſen einzurichten und zu denſelben die 
erforderlichen Zuſchüſſe zu leiſten. 


VIII. 


Während der Bauzeit beſteht die zu bildende Direktion aus dem die Bau⸗ 
ausführung leitenden, der Beſtätigung des Königlich Preußiſchen Handelsminiſters 
bedürfenden Bautechniker und einem adminiſtrativen Mitgliede. . 

Beſchließt die Geſellſchaft den Betrieb der Bahn für eigene Rechnung, ſo 
wird bei Eröffnung des Betriebes auf der ganzen Bahn die Leitung der Ver⸗ 
waltung einer kollegialiſch organiſirten Direktion (Vorſtand) übertragen, in 
welcher mindeſtens zwei beſoldete Mitglieder fungiren, von denen das eine die 
Befähigung für den höheren Verwaltungs- oder Juſtizdienſt, das andere die 
Qualifikation zum Preußiſchen Bauinſpektor beziehungsweiſe diejenige Qualifikation 
haben muß, welche letzterer in den mitbetheiligten Staaten entſpricht. Die Wahl 
ſämmtlicher Direktionsmitglieder, ſowie die Wahl des Vorſitzenden der Direktion 
aus der Zahl der beſoldeten Mitglieder ſteht dem Aufſichtsrathe zu; ſie bedarf 
bezüglich des Vorſitzenden und des techniſchen Mitgliedes der Beſtätigung des 
Königlich Preußiſchen Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 

Die Direktion bildet den Vorſtand der Geſellſchaft und repräſentirt dieſelbe 
nach Innen und Außen mit allen Befugniſſen und Verpflichtungen, welche die 
Geſetze dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft beilegen. Sie führt ihre Geſchäfte 
nach Maßgabe einer vom Aufſichtsrathe zu entwerfenden, von dem bezeichneten 
Miniſter zu genehmigenden und event. feſtzuſtellenden Geſchäftsordnung. 


IX. 


Von den Mitgliedern des Aufſichtsrathes müſſen wenigſtens zwei Drittel 
ihren Wohnſitz im Deutſchen Reichsgebiete haben. 

Der Vorſitzende des Aufſichtsrathes und deſſen Stellvertreter ſind ſtets 
aus den im Deutſchen Reichsgebiete wohnhaften Mitgliedern zu wählen. 


X. 


Der Königlich Preußiſche Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten iſt jeder Zeit berechtigt, die Berufung außerordentlicher Generalverſamm⸗ 
lungen zu verlangen. 


XI. 


Jede der betheiligten Regierungen iſt berechtigt, ſich in den Fällen, wo ſie 
ihr ſtaatliches Intereſſe für betheiligt erachtet, bei den Generalverſammlungen 
und den Verhandlungen der Geſellſchaftsvorſtände (Direktion oder Aufſichtsrath) 
durch einen Kommiſſar vertreten zu laſſen. Um die Ausübung dieſes Rechts zu 
ermöglichen, iſt von allen Generalverſammlungen und Zuſammenkünften der 
Vorſtände rechtzeitig Anzeige zu machen. A 

er 
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Der Königlich Preußiſchen Regierung ſteht das Recht zu, die Vorlage 
der Kaſſenbücher der Geſellſchaft, ſowie die Einreichung jährlicher Blrriebsabſchlüff 
zu verlangen und den Zeitpunkt für die Einreichung zu beſtimmen. 

Alle Aenderungen in den Tarifen ſind in den von der Königlich Preußiſchen 
Regierung vorzuſchreibenden Formen und Zeitabſchnitten anzuzeigen. 


XII. 


Alle, die juriſtiſche Perſönlichkeit der Eiſenbahngeſellſchaft, welcher die in 
Rede ſtehende Konzeſſion als ein an ihre Perſon gebundenes Recht ertheilt iſt, 
abändernde Beſchlüſſe der Geſellſchaft, überhaupt alle Abänderungen ihres Ge— 
ſellſchaftsvertrages, welche nach dem in dieſer Hinſicht lediglich und allein ent- 
ſcheidenden Ermeſſen der betheiligten Staatsregierungen den Vorausſetzungen 
nicht entſprechen, unter denen die a len ertheilt iſt, erlangen nur durch die 
Genehmigung der Staatsregierungen Gültigkeit. 

Dieſe Genehmigung iſt auch zur Aufhebung der Beſchlüſſe früherer Ge— 
neralverſammlungen überall dann Mrd wenn dieſelben von den Staats⸗ 
regierungen genehmigt worden waren. 5 

Beſchluͤſſe der Geſellſchaft, welche die Uebernahme des Betriebes auf an- 
deren Eiſenbahnen, die Uebertragung des Betriebes der eigenen Bahn an eine 
andere Geſellſchaft, den Verkauf der Bahn, die Auflöſung der Geſellſchaft oder 
die Fuſion mit einer anderen Geſellſchaft ausſprechen, bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Beſtätigung ſämmtlicher betheiligten Staatsregierungen. 


(Nr. 8152.) Allerhöchſter Erlaß vom 2. Juli 1873., betreffend die Ausführung der durch 
das Geſetz vom 11. Juni 1873. (Geſetz⸗Samml. S. 305. ff.) zur Aus- 
führung für Rechnung des Staats genehmigten Eiſenbahnen. i 


A. Ihren Bericht vom 30. Juni d. J. ermächtige Ich Sie, den Bau der 
er Geſetz vom 11. Juni d. J. zur Ausführung für Rechnung des Staats 
enehmigten Eiſenbahnen und zwar: 1) der Bahn von Saarbrücken durch das 
Fiſchbachthal nach Neunkirchen mit Abzweigung in das Trenkelbachthal, ſowie 
der Bahn von der Reichsgrenze bei Sierk über Trier und Coblenz nach Ober- 
lahnſtein mit Ausſchluß der Strecke von dem letztgenannten Orte bis jenſeits der 
unweit Coblenz zu erbauenden Brücke über die Moſel, der Eiſenbahndirektion in 
Saarbrücken, 2) der Strecke von Oberlahnſtein bis jenſeits der vorbezeichneten 
Moſelbrücke, der Eiſenbahndirektion in Wiesbaden, 3) der Bahn von Hanau nach 
bed der Direktion der Main⸗Weſer Bahn in Kaſſel, 4) der Bahnen von 

odelheim reſp. Ottbergen nach Northeim und von Welwer nach Dortmund, 
der Direktion der Weſtfäliſchen Eiſenbahn in Münſter, 5) der Bahn von Har⸗ 
burg nach Hannover, der Eiſenbahndirektion in annover, 6) des Schlußſtücks 
der Berliner Verbindungsbahn, ſowie die Ausführung der Anlagen für die 
(Nr. 8151—8152.) Ber: 
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Berlin » Wetzlarer Linie in Berlin und auf der Strecke Berlin- Charlottenburg, 
der Direktion der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn hierſelbſt und 7) der 
Strecke der Berlin⸗Wetzlarer Bahn von Nordhauſen bis Wetzlar, der Eiſenbahn⸗ 
direktion in Kaſſel zu übertragen, indem Ich gleichzeitig den genannten Direktio⸗ 
nen auch hinſichtlich der übertragenen Bauausführungen die Rechte und Pflichten 
öffentlicher Behörden beilege. Ferner genehmige Ich, daß die Ausführung des 
Theils der Berlin⸗Wetzlarer Bahn von Charlottenburg nach Nordhauſen einer 
nach Maßgabe Ihrer Vorſchläge der Direktion der Oſtbahn beigeordneten Kom⸗ 
miſſion übertragen wird, welche ihren Sitz in Berlin nehmen und unter der 
Firma: „Königliche Kommiſſion für den Bau der Bahn Berlin⸗Nordhauſen“ 
innerhalb des ihr zugewieſenen Geſchäftskreiſes für die Dauer ihres Beſtehens 
alle Rechte und Pflichten einer öffentlichen Behörde haben ſoll. Endlich beſtimme 
Ich, daß für ſämmtliche bezeichnete Eiſenbahnen das Recht zur Expropriation 
derjenigen Grundſtücke, welche zur Bauausführung nach den von Den feſtzu⸗ 
ſtellenden Plänen nothwendig ſnd, ſowie das Recht zur vorübergehenden Ve. 
nutzung fremder Grundſtücke nach den geſetzlichen Beſtimmungen zur Anwendung 
kommen ſoll. Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Schloß Babelsberg, den 2. Juli 1873. 


Wilhelm. 
Achenbach. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Bureau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


